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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der im Rahmen 
der obligatorischen Destillation der Nebenerzeugnisse der Weinbereitung 
zu zahlenden Preise sowie des Höchstbetrages der Beteiligung des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds der Landwirtschaft, 
Abteilung Garantie, für das Weinwirtschaftsjahr 1976/1977 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des 
Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzen- 
der Vorschriften für die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Wein^), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1167/76 2), insbesondere auf Artikel 
24 Abs. 6, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 24 Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
und Artikel 2 bis 4 der Verordnung (EWG) Nr. . . . 
/76 des Rates vom . . . über die Destillation der 
Nebenerzeugnisse der Weinbereitung ^) setzt der Rat 
für jedes Weinwirtschaftsjahr den Ankaufspreis für 
die obligatorische Destillation und den Preis für den 
aus der obligatorischen Destillation der Nebener- 
zeugnisse der Weinbereitung gewonnenen Alkohol 
sowie den Höchstbetrag der Beteiligung an den des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft, Abteilung Garantie, von den 
Interventionsstellen zu übernehmenden Ausgaben 
fest 

Auf Grund der quantitativen Gegebenheiten und 
der Preisverhältnisse bei Tafelwein auf den einzel- 
nen Märkten der Gemeinschaft ist es angezeigt, den 
Preis, den die Erzeuger im Rahmen der obligatori- 
schen Destillation erhalten, in etwa auf dem Stand 
des Wirtschaftsjahres 1975/1976 zu halten. 


Bei der Festsetzung des Preises für den aus der 
obligatorischen Destillation gewonnenen Alkohol ist 
den in Artikel 3 Abs. 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. . . . genannten Kriterien pauschal Rechnung zu 
tragen. Es ist klarzustellen, daß dieser Preis auf rek- 
tifizierten Alkohol anzuwenden ist. 

Der Höchstbetrag der Beteiligung des Europäi- 
schen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land- 
wirtschaft, Abteilung Garantie, ist unter Berücksich- 
tigung der Lage auf dem Alkoholmarkt festzule- 
gen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Für das Weinwirtschaftsjahr 1976/1977 werden 
die Preise wie folgt festgesetzt: 

— Ankaufspreis für die obligatorische Destilla- 
tion: 0,74 RE/'^/hl 

— Preis für den aus der obligatorischen Destilla- 
tion von Traubentrester gewonnenen Alkohol; 
0,88 REr/hl 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 135 
vom 24. Mai 1976. S. 42 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom . . . ., S 
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— Preis für den aus der obligatorischen Destilla- 
tion von Weintrub gewonnenen Alkohol: 0,88 
RE/°/hl 

— Preis für den aus der obligatorischen Destilla- 
tion von Wein gewonnenen Alkohol: 0,88 

RE/'=^/hl 

Der Preis für den aus der obligatorischen De- 
stillation gewonnenen Alkohol gilt für rektifi- 
zierten Alkohol. 

2. Der Höchstbetrag der Beteiligung des Europäi- 
schen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, Abteilung Garantie, wird für das- 
selbe Wirtschaftsjahr auf 0 Rechnungseinheit je 
Hektoliter und Grad Alkohol festgesetzt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1976 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 26. Juli 1976- 14 - 680 70 - E - Ag 59176: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 9. Juli 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


Mit dieser Verordnung soll für das Wirtschaftsjahr 
1976/1977 gemäß Artikel 24 Abs. 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 der Ankaufspreis für die obligato- 
rische Destillation sowie der Preis für den aus der 
obligatorischen Destillation der Nebenerzeugnisse 
der Weinbereitung gewonnenen Alkohol festgesetzt 
und der Höchstbetrag für die Beteiligung des Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds, Abtei- 
lung Garantie, an den Ausgaben festgelegt werden. 

Der Vorschlag soll den letzten Änderungen der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 und der Verordnung 
über die Destillation der Nebenerzeugnisse der 
Weinbereitung Rechnung tragen. In der letztgenann- 
ten Verordnung ist unter anderem eine Begrenzung 
des Ankaufspreises für die obligatorische Destilla- 
tion und der technischen Komponenten für die Fest- 
legung des Preises für den aus der obligatorischen 
Destillation gewonnenen Alkohol vorgesehen. 
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Finanzbogen VI/447/76-D Orig.: F 


Datum: 16. Juni 1976 


1. Haushaltsposten: 692 (Sonstige Ausgaben Wein) 

2. Bezeichnung des Vorhabens: Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung der im Rahmen 
der obligatorischen Destillation von Nebenerzeugnissen der Weinbereitung zu zahlenden Preise und 
des Höchstbetrages der Beteiligung des EAGFL für das Wirtschaftsjahr 1976/1977 

3. Juristische Grundlage: Artikel 24 der Verordnung 816/70 des Rates 


4. Ziele des Vorhabens: Festsetzung der im Rahmen der obligatorischen Destillation von Nebenerzeug- 
nissen der Weinbereitung zu zahlenden Preise. Festsetzung des Hödistbetrages der Beteiligung des 
EAGFL. 


5. Finanzielle Auswirkungen 

. , r . laufendes kommendes 

je Wirtschaftsjahr Haushaltsjahr ( ) Haushaltsjahr ( ) 

5,0. Ausgaben 


— zu Lasten des EG- 

0 — — 

Haushaltes 


— zu Lasten nationaler 


Verwaltungen 


— zu Lasten anderer 


nationaler Sektoren 


5.1. Einnahmen 

! 

— eigene Mittel der EG 

i 

(Abschöpfungen / Zölle) 


— im nationalen Bereich 

■ 


Jahr .... Jahr .... Jahr . . . . 

5.0.1. Vorausschau Ausgaben 
5.1.1. Vorausschau Einnahmen 


5.2. Berechnungsmethode: Es wird vorgeschlagen, den Höchstbetrag der Beteiligung des EAGFL auf 
0 RE/hl/^ festzusetzen. 

6.0. Finanzierung im laufenden Haushalt ist möglich durch im betreffenden Kapitel vorhandene Mittel Ja 

6.1. 

6 . 2 . 

6.3. Erforderliche Mittel sind in die zukünftigen Haushalte einzusetzen Nein 


Anmerkungen: 
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